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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Volksrechte

Im März 2019 reichte Sibel Arslan (basta, BS) eine parlamentarische Initiativen ein, mit
der sie das aktive Stimm- und Wahlrecht für 16-Jährige forderte. Das politische
Engagement junger Menschen sei markant gestiegen, so die Initiantin. Zudem bringe es
die demographische Veränderung der Bevölkerung mit sich, dass über 50-jährige
Stimmberechtigte immer mehr in der Überzahl seien, was zu Verzerrungen von
politischen Entscheidungen führen könne. Es seien aber junge Menschen, die
Entscheidungen beeinflussen sollten, welche sie selber in Zukunft betreffen würden.
Das Stimmrechtsalter sei «ein Ausdruck einer modernen und fortschrittlichen
Demokratie», aber keine Pionierleistung mehr, liege das Alter der Stimm- und
Wahlberechtigten in Österreich und im Kanton Glarus doch schon lange bei 16 Jahren.
Der Moment schien günstig, dass die bereits ein paar Mal gescheiterte Idee dieses Mal
Erfolg haben könnte. Dies nicht nur, da Nationalrätin Arslan zahlreiche
Mitunterzeichnende im Parlament für die Vorlage fand, sondern auch, weil eine
kantonale Initiative in Neuenburg, die das Stimmrechtsalter 16 forderte, beachtliche
Medienaufmerksamkeit erzielte. Zudem schienen die zahlreichen
Klimademonstrationen sowie die Berichte aus dem Kanton Glarus, der das
Stimmrechtsalter 16 bereits 2007 eingeführt hatte und laut den Medien damit
durchwegs positive Erfahrungen gemacht habe, das gestiegene politische Interesse
Jugendlicher zu unterstreichen. Auch in anderen Kantonen stand die Senkung des
Stimmrechtsalters auf der politischen Agenda – so etwa in Basel-Stadt, Genf, Uri,
Waadt, Wallis und Zürich. 
Dieser Aufwind schien sich jedoch nicht zu erhalten. Nicht nur, weil die entsprechende
Neuenburger Kantonalinitiative im Februar 2020 überraschend deutlich mit einem
Nein-Stimmenanteil von 58.5 Prozent an der Urne verworfen wurde; auch die SPK-NR
lehnte Ende Mai die parlamentarische Initiative ab. Allerdings gab dabei bei 12 zu 12
Stimmen erst der Stichentscheid des Präsidenten Andreas Glarner (svp, AG) den
Ausschlag. Die Kommissionsmehrheit argumentierte, man wolle die Entwicklung in den
Kantonen abwarten. Es sei zudem problematisch, politische Rechte auszuüben, wenn
man noch nicht mündig sei, und es sei auch nicht sinnvoll, wenn die unter 18-Jährigen
«Stimmberechtigte zweiter Klasse» seien, weil die Initiative ja nur das aktive, nicht aber
das passive Wahlrecht vorsehe. Die Minderheit befand hingegen, dass die Ermöglichung
der Teilnahme an Wahlen und Abstimmungen für junge Menschen einen guten Einstieg
in die politische Beteiligung bedeute. In den Medien machten sich zudem zahlreiche
bürgerliche Parlamentsmitglieder stark für die Idee, Junge stärker in die politische
Verantwortung einzubeziehen. Gut möglich also, dass der Nationalrat der
Kommissionsmehrheit nicht folgt und der parlamentarischen Initiative Folge geben
wird. Auch im gegenteiligen Fall wird das Thema wohl auf der politischen Agenda
verbleiben, hatte doch bereits Anfang 2020 eine Gruppe unter dem Namen «IG
Stimmrechtsalter 16» angekündigt, eine entsprechende nationale Initiative zu lancieren,
sollte das Begehren im Parlament scheitern. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 29.05.2020
MARC BÜHLMANN

Mit 12 zu 12 Stimmen, bei Stichentscheid ihres Präsidenten Andreas Glarner (svp, AG),
entschied sich die SPK-NR, keinen Erlassentwurf zur parlamentarischen Initiative von
Sibel Arslan (basta, BS) für ein aktives Stimm- und Wahlrecht für 16-Jährige
auszuarbeiten und den Vorstoss zur Abschreibung zu empfehlen. In den Kantonen
stosse das Begehren immer wieder auf Widerstand an der Urne und die Unterscheidung
des Alters für aktives und passives Wahlrecht sei nicht angebracht, so die Begründung
in der Medienmitteilung. 
Der «ungewöhnliche Entscheid» (Blick) wurde in den Medien von der Initiantin
kritisiert. Die Kommission verweigere die Arbeit und stelle sich über einen
Parlamentsentscheid, gab Sibel Arslan im Blick zu Protokoll. Auch die Republik
wunderte sich über den Entscheid. Eine jüngere Umfrage zeige, dass sich 55 Prozent
der 15 bis 25-Jährigen als politisch engagiert bezeichneten. Zudem hätten die
Jungparteien seit Anfang 2020 «massiv» steigenden Zulauf. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 05.11.2021
MARC BÜHLMANN

01.01.65 - 01.01.23 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Die parlamentarische Initiative von Sibel Arslan (basta, BS) war 2020 trotz gegenteiliger
Empfehlung der SPK-NR von der grossen Kammer knapp mit 98 zu 85 Stimmen
angenommen worden und auch die SPK-SR hatte knapp mit 7 zu 6 Stimmen für
Folgegeben optiert. Statt eine Vorlage auszuarbeiten, hatte sich die SPK-NR dann
allerdings – erneut sehr knapp mit 12 zu 12 Stimmen bei einer Enthaltung und
Stichentscheid ihres Präsidenten Andreas Glarner (svp, AG) – dafür entschieden, den
Vorstoss zur Abschreibung zu beantragen und keinen Erlassentwurf zum aktiven
Stimm- und Wahlrecht für 16-Jährige auszuarbeiten. 
Über diesen Abschreibungsantrag entbrannte in der Frühjahrssession 2022 eine
lebhafte, mit zahlreichen Gegenfragen gespickte Debatte. Auf der einen Seite wurde für
mehr «Vertrauen in die Jugend» plädiert (Corina Gredig, glp, ZH). Die alternde
Gesellschaft müsse mehr junge Menschen einbeziehen, argumentierte Marianne
Binder-Keller (mitte, AG). Politisches Interesse sei keine Frage des Alters und politisch
interessierte Jugendliche dürften nicht gebremst werden, forderte Nadine Masshardt
(sp, BE). Für die Gegenseite gab Andri Silberschmidt (fdp, ZH) seine eigenen
Erfahrungen zum Besten: Es gebe genügend Werkzeuge, um in jungen Jahren auch ohne
Stimm- und Wahlrecht politisch aktiv zu sein. Gleichzeitig kritisierte er die Trennung
von aktivem und passivem Wahlrecht. Es leuchte nicht ein, weshalb man abstimmen
und wählen sollen dürfe, nicht aber selber kandidieren. Weiter argumentierten die
Gegnerinnen und Gegnern, dass man viele Dinge mit 16 noch nicht dürfe, was eben
auch die Vergabe des Stimm- und Wahlrechts in Frage stelle. «Wie soll denn jemand,
der offenbar nicht in der Lage ist, über den Kauf einer Flasche Wodka zu entscheiden,
vernünftig über eine Mehrwertsteuerrevision abstimmen können?», fragte etwa Gregor
Rutz (svp, ZH) rhetorisch. Dagegen wandte Felix Wettstein (gp, SO) ein, dass
Mündigkeits- und Stimmrechtsalter auch bei der Senkung auf 18 Jahre nicht
übereingestimmt hätten (das Mündigkeitsalter lag damals bei 20, heute bei 18 Jahren).
Auch die Frage nach der genauen Altersgrenze wurde debattiert. Auf die wiederum
rhetorische Frage von Samira Marti (sp BL), ob es korrekt sei, dass über 50-jährige
darüber entschieden, wie die Welt in fünfzig Jahren aussehen solle, antwortete
Marianne Binder-Keller (mitte, AG), dass es zur Lösung dieser Problematik wohl ein
«Stimmrechtsalter null» brauchen würde. Am Schluss meldete sich auch Initiantin Sibel
Arslan zu Wort. Eine Abschreibung der Vorlage «wäre eine Ohrfeige für die Jungen». Es
gehe um deren Zukunft und ihr Einbezug stärke den Generationenvertrag – so die
Baslerin.
Die Abstimmung über den Antrag für Abschreibung fiel in der Folge erneut äusserst
knapp aus. Dank einigen Stimmen aus der FDP-Fraktion und knapp der Hälfte der
Stimmen aus der Mitte-EVP-Fraktion wuchsen die Voten der geschlossen stimmenden
SP-, GLP- und GP-Fraktionen auf 99 an, die gegen die 90 befürwortenden Stimmen –
darunter die geschlossen stimmende SVP-Fraktion – obsiegten (3 Enthaltungen). Die
SPK-NR wird also eine Vorlage ausarbeiten müssen. 3
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